
 
Zeichenerklärung und textliche Festsetzungen 
 
 
A.  Rechtsgrundlagen  
 
Baugesetzbuch (BauGB): Neufassung des BauGB vom 27.08.1997 (BGBl.  I S. 2141), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.07.2002 (BGBl. I S. 2850);  
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466); 
Planzeichenverordnung (PlanzV´ 90) i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58); 
Landesbauordnung (BauO NRW): § 9(4) BauGB i.V.m. § 86 der Bauordnung NRW in der
Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV.NW S.256); zuletzt  geändert durch 
Gesetz vom 09.05.2000 (GV.NRW S. 439); 
Landeswassergesetz (LWG NRW): § 51a LWG vom 25.06.1995 (GV.NRW S. 926); 
Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der z.Zt. geltenden Fassung. 
 
 
 
B. Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 234 im Westen beidseits  
 der Straße „Am Woestekamp“ 
 
Der Bebauungsplan Nr. 234 ist im November 1974 in Kraf t get reten. Dieser Bebauungs-
plan w ird durch das vorliegende Änderungs- und Aufhebungsverfahren nach § 2 Abs. 4 
BauGB teilw eise aufgehoben. Der Geltungsbereich dieser Aufhebung beidseits der 
Straße „ Am Woestekamp“  und die Abgrenzung zu dem ansonsten zu ändernden 
Plangebiet ist aus der Plankarte ersichtlich.  
Die Rechtslage im Aufhebungsbereich ist nach Inkraf ttreten der Aufhebung künft ig nach 
§ 35 BauGB zu bew erten („Bauen im Außenbereich“ ). 
 
 
 
C. Planzeichen und Festsetzungen gemäß § 9 BauGB i.V.m. BauNVO 
 

 1.  Art der baulichen Nutzung  (§ 9(1) Nr. 1 BauGB) 
 

 1.1  Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO):  
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind die Ausnahmen nach § 4 Abs. 
3 Nr. 4 und Nr. 5 BauNVO ausgeschlossen. 
 
 

1.2  Gewerbegebiete gemäß § 8 BauNVO: 
 
1.2.1  Gewerbegebiete (ohne Einschränkung des Störgrades) 
 

 
 
 

1.2.2 Eingeschränktes Gewerbegebiet, gegliedert gem. § 1(4) BauNVO: 
zulässig bzw . ausnahmsw eise zulässig sind nur Betriebe und Anlagen 
gemäß § 8 Abs. 2 und 3 BauNVO, sow eit sie im Sinne des § 6 
BauNVO das Wohnen nicht  w esent lich stören. 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

DN 0° -30°  

c) Anpflanzung und fachgerechte Pflege standortheimischer Bäume: 
zw ingend einheit liche Artenw ahl, hier Winterlinde (Tilia cordata, 
auch Sorte Greenspire), Stammumfang mindestens 18-20 cm.  

 Ein Standort  gemäß Plankarte kann bei notw endigen Zufahrten um 
bis zu 5 m verschoben w erden.  

 
 
6.  Sonstige Planzeichen und Festsetzungen 
 
6.1  Sichtfelder sind von Sichtbehinderungen jeder Art  in einer Höhe 
zw ischen 0,8  und 2,5 m über Fahrbahnoberkante ständig f reizuhalten 
(§ 9 (1) Nr.  10 BauGB).  
 
 

6.2  Fläche für Versorgungsanlagen (§ 9(1)12 BauGB): Trafostation  
 
6.3   Versorgungsleitungen, ungefähre Lage (§ 9(1)13 BauGB):  
Mitteldruckgasleitungen (RWE Gas) und Wasserleitungen (VGW) 
 
 

6.4  Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen oder Abgrenzung des 
Maßes der baulichen Nutzung innerhalb eines Baugebietes  
 
 

6.5  Kennzeichnung und Abgrenzung der aufzuhebenden Teilfläche 
des Bebauungsplans Nr. 234 vom übrigen Plangebiet 
 
 
 

6.6  Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9(7) BauGB) 
 
 
 

6.7  Maßangaben in Meter 
 
 

6.8  Gestalterische Festsetzungen (§ 86 BauO i.V.m. § 9(4) BauGB)  
       Dachneigung DN der Hauptbaukörper gemäß Planeintrag 
 

 
 
 
 
D.  Festsetzungen gemäß § 86 BauO NRW in Verbindung 
      mit § 9(4) BauGB   - örtliche Bauvorschriften - 
 
 

1.  Gestaltung baulicher Anlagen und von Werbeanlagen (§ 86(1) Nr. 1 BauO) 
 

1.1  Dachgestaltung im gesamten Plangebiet: 
a) Dachneigung der Hauptbaukörper: 0° -30° ; für Anbauten und Nebenanlagen sind 

Dachform und -neigungen allgemein freigest ellt . 

b) Dachaufbauten sind allgemein ausgeschlossen, analog Festsetzung C.2.4 können 
betriebsbedingte technische Aufbaut en als Abw eichung zugelassen w erden. 

c) Als Dacheindeckung sind für Hauptdächer ab 22°  DN Betondachsteine oder Ton-
ziegel in roten bis braunen Farben oder in der Farbpalette von anthrazit  bis 
schw arz zulässig (Abgrenzung zu grau: gleich oder dunkler als RAL 7016 anthra-
zit grau).  

 Für die Bedachung von Hauptdächern unter 22°  DN sind dachuntypische Farben 
w ie blau, grün, gelb oder w eiß sow ie grelle Farben in Anlehnung an das RAL-
Farbregist er RAL 2005, 2007, 3024, 3026 unzulässig.  

 Dachbegrünungen und Solaranlagen sind ausdrücklich allgemein zulässig. 
 

d) Sonderregelung für Drempel in den WA: Drempel sind nur in für den Dachaufbau 
konstrukt iv  notw endiger Höhe zulässig. 

 
1.2  Fassadengliederung im gesamten Plangebiet: Außenfassaden von Hallenbaut en 
sind mindestens alle 25 m deutlich vert ikal zu gliedern, z.B. durch Versprünge, 
Versät ze, Fenst er-/Glasbänder, dauerhaft  w irksame Fassadenbegrünung (jew eils 
mind. 3 Pf lanzen), Farb- oder Materialw echsel. 
 

 
1.3  Werbeanlagen im gesamten Plangebiet: 
a) An Gebäuden sind Werbeanlagen oberhalb Traufe oder Flachdach unzulässig. 
b) Werbeanlagen mit  Lauf-, Wechsel- oder Blinklichtern sind unzulässig. Unzulässig 

sind Werbeanlagen mit grellem Licht (grell: z.B. signalgelb, -rot,  -w eiß et c. (RAL 
1003, 2010, 3001, 4008, 9003 etc.) oder leuchtgelb, -orange, -rot etc. (RAL 
1026, 2005, 2007, 3024, 3026 etc.)) 

c) Hinweis: ent lang der Landesstraße L 568 sind Werbeanlagen nach § 28 StrWG 
(Straßen- und Wegegesetz NRW) in einem Streifen von 20 m, gemessen vom Fahr-
bahnrand, unzulässig; bis zu einem Abstand von 40 m bedürfen sie der Zust immung 
der Straßen.NRW, Ndl. Bielefeld. Eine Beteiligung an den entsprechenden Baugeneh-
migungsverfahren ist  somit auch w eiterhin erforderlich. Eine Baugenehmigungsfreiheit 
nach § 65 BauO entbindet ebenfalls nicht von der Einhaltung der o.g. straßenrecht-
lichen Zust immungspflicht.  

 

 
2.  Gestaltungs- und Bepflanzungsvorschriften gemäß § 86(1) Nr. 4, 5 BauO 

 
2.1  Stellplatzanlagen: Je angefangene 10 Pkw -Stellplätze einer ebenerdigen Sammel-
anlage (ab 6 Stellplätze) ist  zw ischen oder neben diesen gleichmäßig verteilt  mindes-
tens 1 standortheimischer Laubbaum w ie Eiche oder Eberesche (Stammumfang mind. 
16-18 cm) in einer Pf lanzf läche von mindestens 6 m² fachgerecht zu pf lanzen und zu 
unterhalten. 
Grenzen die Stellplätze unmittelbar an vorhandene Bäume oder an gemäß § 9(1)25 
BauGB anzupflanzende Bäume an, können diese ggf.  als Abw eichung angerechnet 
w erden  (Hinw eis: Nachw eis/Abst immung mit der St adt über einen Freif lächenplan).  
 
 
 
2 .2  Standplätze für Abfallbehälter sind mit  standortgerechten Laubgehölzen einzu-
grünen, Kombinat ionen mit  begrünten Holz- oder Rankgerüsten sind zulässig.  
 
2 .3  Einfriedungen sind als standort gerechte Laubhecken anzulegen. Innerhalb dieser 
oder rückw ärt ig zur Grundstücksseite sind Kombinat ionen mit  Drahtgef lecht , Metall-
git t er oder Holz zulässig,  diese müssen aber mindestens 0,5 m von öf fentlichen 
Verkehrsf lächen abgesetzt  sein.   
Die Grundstücke an der L 568  sind entsprechend mit  mind. 0,5 m Abstand innerhalb 
oder rückw ärt ig der Sichtschutzpf lanzung gemäß C.5.b lückenlos mit  einer Mindest-
höhe von 1,2 m über Fahrbahnoberkante der L 568 einzufrieden.  
Entlang der gebietsinternen öffentlichen Verkehrsflächen (ohne L 568) sind Einfrie-
dungen innerhalb eines Streifens von 2 m nur bis zu einer Höhe von max. 0,8  m über 
St raßenoberkante zulässig.  Geeignete Arten für Schnit thecken: z.B. Hainbuche, W eiß-
dorn, Ligust er, Buchsbaum. 
 
  
3.  Ausdrückliche Empfehlungen und Hinweise 

 
a) Bei Gestaltungsfragen w ird in Zw eifelsfällen eine f rühzeit ige Abst immung mit  der 

Stadt empfohlen.  
b) Abw eichungen von ört lichen Bauvorschrif t en richten sich nach § 73 BauO. 
c) Zuw iderhandlungen gegen die ört lichen Bauvorschrif ten gemäß § 86 BauO sind 

Ordnungsw idrigkeiten i.S.  der Bußgeldvorschrif ten des § 84 BauO und können 
entsprechend geahndet w erden. 

 
 
 
E. Katasteramtliche und sonstige Darstellungen ohne  
 Festsetzungscharakter  
 

 I.   Katasteramtliche Darstellungen der Kartengrundlage  
 

1 23  
 

 
Grundstücks- und Wegeparzellen mit  Flurstücksnummern 
 

 Vorhandene Gebäude, ggf .  mit  Hausnummer  
 
Ruthenbach (Bachlauf  im Bereich der Verkehrsf lächen) 
 
 

 
 

 

II.   Kennzeichnung nach § 9(5) Nr.  1 BauGB, siehe auch F. Hinweise 
 
Kennzeichnung der durch Einw irkungen von der Bahnlinie vorbelas-
teten Wohnbauf läche (Flurstücke 244, 245) 
 
Kennzeichnung: stellenw eise Bodenbelastungen mit  Mineralölkohlen-
w asserst of fen auf Flurstück 358 (Autohaus, Sanierungsbedarf) 
 

 
 
 

 
 
F.  Sonstige Hinweise 
 
1.  Kennzeichnung des durch mögliche Geräuscheinw irkungen von der Bahntrasse 
vorbelasteten Bereichs nach § 9(5) Nr.1 BauGB:  
Die gekennzeichneten Baugrundstücke entlang der Bahntrasse sind durch den Bahn-
verkehr vorbelastet.  Es treten betriebsbedingte Immissionen w ie Schall und Boden-
erschütterungen auf, die aber in vergleichbaren Baugebieten der Stadt an dieser Bahn-
strecke bisher allgemein w ohnverträglich im Rahmen eines allgemeinen Wohn- oder 
Mischgebietes sind. Es besteht kein Anspruch auf Wohnruhe w ie in einem unbelasteten 
reinen Wohngebiet „ auf der grünen Wiese“ . In der Objektplanung sind diese Rahmen-
bedingungen zu beachten und ggf. vorbeugende Schutzmaßnahmen zu prüfen.  
 
2.  Altlasten: Gemäß A lt lastenkataster des Kreises Gütersloh sind im Plangebiet 
bisher Alt ablagerungen nicht bekannt. Treten bei Erdarbeiten Auffälligkeit en auf (z.B. 
bisher unentdeckte Kontaminat ionen), ist  das Umw eltamt sofort zu verständigen.  
 

Kennzeichnung lokaler Bodenbelastungen nach § 9(5) Nr.1 BauGB Im Bereich des 
Flurstückes 358 (Autohaus) liegen nach orient ierenden Untersuchungen stellenw eise 
Bodenbelastungen mit Mineralölkohlenw asserstoffen vor, für die ein Sanierungs-
bedarf besteht . A ls Hinw eis hierauf erfolgt im Bebauungsplan vorsorglich eine 
Kennzeichnung im Sinne des § 9(5) BauGB (siehe auch Begründung zum B-Plan). 
 
3.  Niederschlagsw asser: Zum Schutz vor extremen Niederschlagsereignissen ist das 
Baugelände so zu prof ilieren, dass Oberf lächenabflüsse nicht  in Erd- und Keller-
geschosse eindringen können. Eine Sockelhöhe von 0,3-0,5 m w ird empfohlen. 
Oberf lächenabflüsse dürfen nicht auf Nachbargrundstücke abgeleitet w erden.  
 
4.  Bodendenkmale: Werden bei Erdarbeiten kultur- und erdgeschicht liche Boden-
funde entdeckt (Tonscherben, Metallfunde, Bodenverfärbungen, Knochen etc.), ist  
gemäß Denkmalschutzgesetz die Entdeckung sofort der Stadt oder dem Amt f ür 
Bodendenkmalpf lege, Bielefeld (Tel. 0521/5200250) anzuzeigen und die Ent-
deckungsstätte 3 Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten. 
 
5.   Ökologische Belange:   
- Die Berücksicht igung ökologischer Belange und die Verw endung umw eltverträg-

licher Baustoffe w ird nachdrücklich empfohlen (Wasser- und Energieeinsparung, 
Nutzung umw eltverträglicher Energietechniken, naturnahe Wohnumfeldgestaltung, 
Verw endung umw eltverträglicher Baustoffe). Die extensive Begrünung von Flach-
dächern - bei stat ischer Eignung - sow ie Fassadenbegrünungen w erden empfohlen. 
Bei Grenzgaragen ist die nachbarliche Abstimmung erforderlich! 

- Der Einbau einer Brauchw asseranlage für die Regenw assernutzung im Betrieb/Haus-
halt  ist  unter Beachtung der Sicherungsmaßnahmen gemäß Trinkw asserverordnung 
und DIN 1988 vorzunehmen und dem Wasserversorgungsunternehmen und der 
Stadt  schrif t lich anzuzeigen. Leitungsnetze dürf en nicht mit dem übrigen 
Versorgungsnetz des Hauses verbunden w erden und sind farblich besonders zu 
kennzeichnen! 

- Grünflächen sind unter Verw endung standortheimischer und kulturhistorisch be-
deutsamer Gehölze möglichst naturnah zu gestalten. 
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 1.2.3  In den GE-Gebieten 1.2.1 und 1.2.2 sind gemäß § 1(6, 9) 
BauNVO jeweils unzulässig:  

a) Schrot t lagerplätze 

b) Einzelhandelsbetriebe, ausgenommen sind i.R. des § 8 BauNVO: 

b.1) Großhandelsbetriebe 
 b.2) Verkaufsstellen des Handw erks und von produzierenden Betrie-

ben sind allgemein zulässig, w enn das angebotene Sort iment aus 
eigener Herstellung auf  dem Betriebsgrundstück stammt oder in 
Zusammenhang mit den hier hergestellten Waren steht und die 
Verkaufsf läche dem Betrieb zugeordnet und in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet  ist.   
Zentren- oder nahversorgungsrelevante Warensort imente im Sinne 
der Anlage 1, Teile A und B des Einzelhandelserlasses NRW vom 
07.05.1996 (Liste siehe G. Anlage) sind hierbei jedoch nicht 
zulässig; Ausnahmen können für Rand-/Nebensort imente in Ergänz-
ung zum Kernsort iment zugelassen w erden, w enn negat ive Ausw ir-
kungen im Sinne des § 11(3) BauNVO nicht zu befürchten sind. 

b.3) Verkaufsstellen f ür Kraftw agen, Zw eiräder, sonstige Fahrzeuge, 
Landmaschinen und Kfz-Zubehör (Reifenhandel etc) sind einschließl. 
Verkaufs-/Ausstellungsflächen über b.2 hinaus allgemein zulässig. 

 

c) Vergnügungsstätten 
 

 1.2.4  „Fremdkörperfestsetzung“ gemäß § 1(10) BauNVO für den 
vorhandenen großflächigen Lebensmittel-SB-Markt auf Flst. 388 
(K+ K-Markt, Langer Kamp 2, Verkaufsfläche einschl. Windfang 
gemäß Nutzflächenberechnung vom 9.12.1988: 1.563 m²): 
Erw eiterungen, Änderungen und Erneuerungen des Lebensmit tel-SB-
Marktes sind im Erdgeschoss auf  dem Flurstück 388 zulässig, der 
Stellplat znachw eis ist auf  diesem Flurstück zu erbringen. Über das 
Kernsort iment Lebensmit tel/Getränke hinaus sind zentren- oder nah-
versorgungsrelevante Rand-/Nebensort imente gemäß Einzelhandels-
erlass NRW (Anlage 1, Teile A und B, siehe Liste in Punkt G. Anlage) 
bis zu maximal 10% der Verkaufsf läche zulässig.  
Eine Erw eiterung über das Flurstück 388 hinaus sow ie eine 
Nutzungsänderung als Änderung des vorhandenen Kernsort iments in 
ein anderes zentren- oder nahversorgungsrelevantes Kernsort iment  
gemäß Einzelhandelserlass NRW (Anlage 1, s.o.) sind unzulässig. 
Sonst ige im Rahmen des GEN-Gebietes gemäß § 8 BauNVO zulässige 
Nutzungsänderungen sind hierdurch nicht eingeschränkt, der Stell-
platznachw eis ist ebenfalls auf dem Flurstück 388 zu erbringen. 
 
 

 2.  Maß der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 BauGB)  
 

GRZ 0,8 
 
 

 

GFZ 1,6 
 

II 

2.1  Grundflächenzahl GRZ, Höchstmaß (§ 19 BauNVO), z.B. 0,8 
(sow eit die überbaubare Grundstücksfläche gemäß § 23(1) BauNVO die 
Ausschöpfung der maximal zulässigen GRZ zulässt) 
 

2.2  Geschoßflächenzahl GFZ, Höchstmaß (§ 20 BauNVO), z.B. 1,6 
 

2.3  Zahl der Vollgeschosse Z, Höchstzahl (§ 20 BauNVO), hier z.B. 2 
 

 
 

OKmax=  ... .  m 2.4  Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO): maximal zulässige Ge-
bäudeoberkante (oberster Dachabschluss) in Meter über Bezugshöhe  
Als Ausnahme kann eine Überschreitung durch Kamine, Dachaufbau-
ten für Fahrstühle, Lüftungsanlagen oder ähnliche bet riebsbedingte 
Anlagen zugelassen w erden. 
Bezugshöhe: Oberkante Fahrbahnrand/Gehw eg der fert igen Erschlie-
ßungsstraße; die Bezugshöhe w ird je Baugrundstück berechnet als 
Mittelw ert  der Höhe der 2 äußeren Grundstückseckpunkte mit der 
Straßenbegrenzungslinie der St raße, die zur Erschließung bestimmt  ist; 
bei Eckgrundstücken gilt  die längere Grundstücksseit e, bei Eckaus-
rundungen ist der mitt lere Punkt fest zulegen. 
 
 

 
 
 
o 

 
 

a 

3.  Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9(1) Nr. 2 BauGB) 
 
3.1  Bauweise (§ 22 BauNVO):  
a) offene Bauweise 

b) offene Bauweise, nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
c) abweichende Bauw eise gemäß § 22(4) BauNVO: es gelten die 

Vorschrif ten der of fenen Bauw eise, jedoch darf die Länge der 
Gebäude mehr als 50 m bet ragen. 

 
 

3.2  Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO) =  
 - durch Baugrenzen umgrenzter Bereich, 
 - nicht überbaubare Grundstücksflächen 
 

 
3.3  Nicht überbaubare Grundstücksflächen im GE/GEN entlang der 
Herzebrocker Straße L 568 mit Pflanzbindungen gemäß § 9(1)25 
BauGB: Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen sind gemäß §§ 

12(6),  14(1) i.V.m. § 23(5) BauNVO in den Pflanzst reif en 
unzulässig; Einfriedungen sind im Rahmen der Gestaltungs-
vorschrif ten gemäß § 86 BauO zulässig. 
 
 

 
 

4.  Verkehrsflächen (§ 9(1) Nr. 11 BauGB) 
 
4.1  Straßenbegrenzungslinie 
 
4.2  Straßenverkehrsflächen 
 
4.3  Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung:  Fuß-/Radweg 
 
4.4  Anschluss an Verkehrsflächen: Bereiche ohne jegliche Ein- und 
Ausfahrt oder Zu-/Abgänge zur L 568 
 
 

 

 
Aufstellungsbeschluss  
gemäß § 2(1) BauGB 

Frühzeitige Bürger- und TÖB-
Beteiligung gemäß §§ 3(1), 4(1) BauGB 

Öffentliche Auslegung  
gemäß § 3(2) BauGB 

Satzungsbeschluss  
gemäß § 10(1) BauGB 

 

Der Bau-, Planungs- und Verkehrs-
ausschuss der Stadt Rheda-
Wiedenbrück hat gemäß § 2(1)BauGB 
in seiner Sitzung am 07.06.2001 die 
Aufstellung der Bebauungsplan-
änderung beschlossen. 
Dieser Beschluß ist am 10.07.2001 
ortsüblich bekanntgemacht worden. 
 
 
Rheda-Wiedenbrück, den 12.06.2003 
Gez. Berenbrick 
................................... 
Vorsitzender des BPV 
 

................................................ 
Ratsmitglied 

 

Nach ortsüblicher öffentlicher Bekannt- 
machung am 27.08.2002 wurde die 
frühzeitige Information und Beteili-
gung der Bürger gemäß § 3(1) BauGB 
durchgeführt  
 
Die Träger öffentlicher Belange 
wurden mit Schreiben vom 
17.07.2002 gemäß § 4(1) BauGB 
beteiligt. 
 
 
Rheda-Wiedenbrück, den  12.06.2003 
 

gez. i.A. König 
............................................... 

Bürgermeister 

 

Der Bau-, Planungs- und Verkehrs-
ausschuss hat am 23.01.2003 den 
Entwurf der Bebauungsplanänderung 
mit Begründung beschlossen und zur 
Auslegung bestimmt. 
Nach ortsüblicher öffentlicher Bekannt- 
machung am 31.01.2003 hat die 
Bebauungsplanänderung mit 
Begründung gemäß § 3(2) BauGB vom 
10.02.2003 bis 10.03.2003. öffentlich 
ausgelegen. 
 

Rheda-Wiedenbrück, den  12.06.2003 

gez. Berenbrinck 

............................................... 
Vorsitzender des BPV 

 

Die Bebauungsplanänderung wurde 

vom Rat der Stadt Rheda-
Wiedenbrück gemäß § 10(1) BauGB 
am 26.05.2003 mit seinen planungs- 
und bauordnungsrechtlichen Fest-
setzungen als Satzung beschlossen. 
 
 

Rheda-Wiedenbrück, den  05.06.2003 
 
im Auftrage des Rates der Stadt 
 
gez. Jostkleigrewe 

............................................... 
Bürgermeister 
............................................... 
Ratsmitglied 

 

Bekanntmachung 
gemäß § 10(3) BauGB 

Plangrundlage 

 

Der Beschluss der Bebauungsplan-
änderung als Satzung gemäß § 10(1) 
BauGB ist am 20.06.2003 ortsüblich 
gemäß § 10(3) BauGB mit Hinweis 
darauf bekanntgemacht worden, daß 
die Bebauungsplanänderung mit 
Begründung während der 
Dienststunden in der Verwaltung zu 
jedermanns Einsichtnahme 
bereitgehalten wird. 
Mit erfolgter Bekanntmachung ist der 
Bebauungsplan in Kraft getreten. 
 

Rheda-Wiedenbrück, den  30.06.2003 
i.A. gez. König 

............................................... 

Bürgermeister 

 

Die Planunterlage entspricht den An-
forderungen des § 1 der PlanzV 90 vom 
18.12.1990. Stand der Planunterlage 
im beplanten Bereich: 

17.04.2002 (bzgl. Bebauung) 

17.04.2002 (bzgl. Flurstücksnachweis) 

Die Festlegung der städtebaulichen 
Planung ist - i.V. mit dem digitalen 
Planungsdaten-Bestand (hier: DXF-Datei) 
als Bestandteil dieser Bebauungs-
planänderung - geometrisch eindeutig. 
 
Rheda-Wiedenbrück, den 11.06.2003 

gez. Bureick 
Vermessungsbüro Dipl.-Ing. Bureick 
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5.  Pflanzvorschriften gemäß § 9(1) Nr. 25 BauGB 
 
5.1  Anpflanzung standortheimischer Gehölze (§ 9(1)25a BauGB): 
 

a) Umgrenzung von Pflanzflächen zur Gebietsgliederung: 
geschlossene Pflanzung und Pflege standortheimischer Gehölze als 
nicht  geschnit tene Hecke oder Baumhecke (Pf lanzabstand ca. 1-1,5 
m), mindestens 2–reihig oder 4-reihig gemäß Planeintrag. Nebenan-
lagen, Stellplätze und Garagen sind in den Pflanzstreifen unzulässig. 
 

b) Heckenanlage an der L 568 als sichtabschirmende Pflanzung: 
Pflanzung und dauerhafte Pf lege einer mindestens 1-reihigen 
geschlossenen Heckenstruktur mit  st andortheimischen Gehölzen 
w ie Hainbuche,  Weißdorn,  Liguster,  Buchsbaum in Verbindung 
mit Bäumen gemäß c);  Mindesthöhe 1,2 m, gemessen ab Fahr-
bahnoberkante der L 568  (siehe ergänzend D.2.3).  

 
 
G.  Anlage zu C 1.2 
 
Liste der zentren- und nahversorgungsrelevanten Sort imente, die im Plangebiet  gemäß 
Festsetzung C.1.2.3 .b.2 und 1 .2.4 nicht  oder nur begrenzt  zulässig sind. Die Liste 
basiert auf  dem Einzelhandelserlass NRW vom 07.05.1996 (MBl.NW 1996 S. 922), 
hier Anlage 1, Teile A und B und w ird für den Stadtteil Rheda in Rheda-Wiedenbrück 
ausdrücklich als zutref fend bestät igt:  

 
Teil A:  Zentren- und nahversorgungsrelevante Sortimente 
  1. Bücher / Zeitschrif ten / Papier / Schreibw aren / Büroorganisation 
  2. Kunst / Ant iquitäten 
  3. Baby-/ Kinderart ikel 
  4. Bekleidung, Lederw aren, Schuhe 
  5. Unterhaltungselekt ronik/Computer, Elekt rohaushaltsw aren  
  6. Foto / Optik  
  7. Einrichtungszubehör (ohne Möbel), Haus- und Heimtext ilien,  
 Bastelart ikel, Kunstgew erbe 
  8. Musikalienhandel  
  9. Uhren / Schmuck  
10 . Spielw aren, Sportart ikel  

 Nahversorgungs- (ggf. auch zentren-) relevante Sortimentsgruppen 
  1. Lebensmit tel, Getränke  
  2. Drogerie, Kosmet ik, Haushaltsw aren  

Teil B: I. d. R. zentrenrelevante Sortimente, hier ebenfalls ausgeschlossen 
  1. Teppiche (ohne Teppichboden) 
  2. Blumen 
  3. Campingart ikel 
  4. Fahrräder und Zubehör, Mofas 
  5. Tiere und Tiernahrung, Zooart ikel 
 
 


